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Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Stuttgart 
 
Entscheidung über den Antrag auf Erteilung einer immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigung der Schill + Seilacher GmbH für die Erweite-
rung der Anlage 666 zur Herstellung von sauerstoffhaltigen Kohlenwas-
serstoffen in der Schönaicher Str. 205, 71032 Böblingen 
 

Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 21a der 9. BImSchV in Verbindung mit 10 Abs. 7, 
8 BImSchG: 
 
Verfügender Teil des Genehmigungsbescheids 
 

1. Die Schill + Seilacher GmbH mit Sitz in der Schönaicher Straße 205 in 71032 Böblingen 

erhält die 

 

immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung 

 

für 

 

• die Herstellung von bis zu 10.000 t/a sauerstoffhaltigen Kohlenwasserstoffen 
durch Addition/Esterbildung und Estersynthese auf der Anlage 666/02 im 
Drei-Schicht-Betrieb (Montag 6 Uhr bis Sonntag 6 Uhr) und der damit verbun-

denen Erhöhung der Gesamtproduktionskapazität der Gesamtanlage 666 auf 
12.500 t/a (Anlage 666/01: 2.500 t/a, Anlage 666/02: 10.000 t/a) 

  
• teilweise Neubelegung und Anschluss diverser Lagertanks an die Anlage 

666/02 

 
am Standort Schönaicher Straße 205 in 71032 Böblingen, Flurstück Nr. 5732 und 5734 Ge-

markung Böblingen. 
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2. Bestandteile dieser Genehmigung sind die in Abschnitt C festgelegten Inhalts- und Neben-

bestimmungen. 

 

3. Für diese Entscheidung wird eine Gebühr von _____ Euro festgesetzt. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach dessen Bekanntgabe beim Verwal-

tungsgericht Stuttgart Klage erhoben werden. 

 

Hinweise 
Der Bescheid beinhaltet in Abschnitt C „Inhalts- und Nebenbestimmungen“ die verfüg-
ten Auflagen. Eine Ausfertigung des gesamten Bescheids liegt vom Tag nach der Be-
kanntmachung vom 13.12.2025 bis 29.12.2025 zur Einsicht beim Regierungspräsidium 

Stuttgart, Referat 54.5, Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart aus. Die Einsichtnahme 
erfolgt beim Regierungspräsidium nur nach terminlicher Vereinbarung per E-Mail (ab-
teilung5@rps.bwl.de) oder per Telefon unter 0711/904-15464. 
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist (29.12.2025) gilt der Bescheid auch gegenüber Drit-

ten, die keine Einwendung erhoben haben, als zugestellt. 

 
Regierungspräsidium Stuttgart, 
den 08.12.2025 
 


